
(Hrsg.) (2014). ICD - Internationale statistische 
Klassifikation der Krankheiten und verwandter 

Gesundheitsprobleme, 10. Revision. 
Koch, A., Vogel, A., Holzmann, M., Pfennig, A., 

Salize, H. J., Puschner, B., & Schützwohl, M. 
(2014). MEMENTA – ‘Mental healthcare 

provision for adults with intellectual disability 
and a mental disorder’. A cross-sectional 
epidemiological multisite study assessing 

prevalence of psychiatric symptomatology, 
needs for care and quality of healthcare 

provision for adults with intellectual 
Sächsisches Staatsministerium für Soziales und 

Verbraucherschutz (Hrsg.) (2014). 
5. Bericht zur Lage von Menschen mit 

Behinderungen in Sachsen. 

Dr. med. Katja Albertowski
Universitätsklinikum Dresden

Klinik und Poliklinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie
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Intelligenzminderung nach ICD-10:
F70 Leichte Intelligenzminderung: 
IQ 50-69, Altersäquivalent 9 bis unter 12 Jahre
F71 Mittelgradige Intelligenzminderung: 
IQ 35-49, Altersäquivalent 6 bis unter 9 Jahre
F72 Schwere Intelligenzminderung: 
IQ 20-34, Altersäquivalent 3 bis unter 6 Jahre
F73 Schwerste Intelligenzminderung: 
IQ unter 20, Altersäquivalent unter 3 Jahre
Das Ausmaß der Verhaltensbeeinträchtigung wird mit der vierten Stelle 
kodiert:
F7x.0 keine oder geringfügige Verhaltensstörung
F7x.1 deutliche Verhaltensstörung, die Beobachtung oder Behandlung 
erfordert
F7x.8 sonstige Verhaltensstörung
F7x.9 nicht näher bezeichnete Verhaltensstörung

Traumaambulanzen
Psychotherapeutische Akutver­
sorgung von Gewaltopfern in 
Sachsen – ein neuartiger Vertrag 
regelt die Versorgung in Trauma­
amabulanzen

Jährlich erleben laut polizeilicher Kri-
minalstatistik etwa 10.000 Sachsen 
gewaltsame Übergriffe – etwa 900 
davon sind schwer. Während die kör-
perlichen Verletzungen im besten 
Fall unkompliziert verheilen, bleibt 
bei den meisten Betroffenen eine 
seelische Erschütterung. Glücklicher-
weise verklingt bei einem Großteil 
diese seelische Erschütterung nach 
einiger Zeit. Doch bei jenen Betroffe-
nen einer Gewalttat, bei denen psy-
chische Folgesymptome bestehen 
bleiben, sind diese oft besonders 
stark ausgeprägt. Hier ist eine 
schnelle und qualifizierte Unterstüt-
zung dringend erforderlich. 
Da aber die Wartezeit für einen The-
rapieplatz aufgrund bestehender 
Versorgungslücken gegenwärtig noch 
mehrere Monate bis hin zu einem 
halben Jahr beträgt und die Ange-
bote für Betroffene oft in weiter 
räumlicher Entfernung vorgehalten 
werden, muss dringend ein dichteres 
Versorgungsnetzwerk entstehen.
Als bedeutsame Knotenpunkte die-
ses Versorgungsnetzwerks werden 
neu zu gründende oder zu erwei-
ternde bestehende Traumaambulan-
zen nach dem Opferentschädigungs-
gesetz (OEG) gesehen. Diese stehen 

für ein umgehendes spezialtherapeu-
tisches Reagieren auf seelische Ge
waltfolgen und können damit die 
Ausprägung von bleibenden psychi-
schen Schäden deutlich reduzieren. 

Opferentschädigungsgesetz (OEG)
Das Opferentschädigungsgesetz trägt 
den Leitgedanken „Wenn es der 
staatlichen Gemeinschaft trotz ihrer 
Anstrengungen zur Verbrechensver-
hütung nicht gelingt, Gewalttaten 
völlig zu verhindern, so muss sie für 
die Opfer dieser Straftaten einste-
hen“ und regelt somit die Entschädi-
gung der Opfer. Auf seiner Basis 
wurde ein Mustervertrag zwischen 

dem Sächsischen Staatsministerium 
für Soziales und Verbraucherschutz, 
dem Kommunalen Sozialverband 
Sachsen und einer Modelleinrichtung 
des Universitätsklinikums Dresden 
geschlossen. Er regelt die Kosten-
übernahme und die Qualitätsanfor-
derungen für eine spezialpsychothe-
rapeutische Erstversorgung von Ge
waltopfern in einer Traumaambulanz.

Beratungstermin innerhalb einer 
Woche
Betroffene von Gewaltdelikten erhal-
ten innerhalb einer Woche nach 
Kontaktaufnahme einen Gesprächs-
termin in der Traumaambulanz. 

Abb. 1: Leistungen für Gewaltopfer nach OEG in der Traumaambulanz



Dabei sollte der oder die Gewaltbe-
troffene vor dem Termin – notfalls 
auch im ersten Gespräch – einen 
Kurzantrag auf Leistungen nach OEG 
stellen. Dieser Kurzantrag genügt, 

um fünf Probatorik-Sitzungen in 
Anspruch nehmen zu können. Sind 
darüber hinaus noch weitere thera-
peutische Maßnahmen notwendig, 
können zusätzliche zehn Sitzungen 
Akut-Therapie in Anspruch genom-
men werden. Voraussetzung hierfür 
ist das Stellen eines Langantrags 
nach OEG, bei dem die Mitarbeite-
rinnen der Traumaambulanz behilf-
lich sind (Abb. 1). Ein Wiedervorstel-
lungsgespräch nach sechs Monaten 
zur Nachsorge dient der Verstärkung 
und klärt etwaigen noch bestehen-
den Behandlungsbedarf.

Traumaambulanz Seelische 
Gesundheit Dresden
Als Musterstandort für die Umset-
zung dieses neuartigen Vertrages gilt 
die Traumaambulanz Seelische Ge
sundheit am Universitätsklinikum 
Dresden. Am 11. Juli 2014 wurde sie 
unter Anwesenheit von über 300 
interessierten Menschen (unter ande
rem Vertreter des Sächsischen Staats-
ministeriums für Soziales und Ver-
braucherschutz, Fachkräfte der Trau-
matherapie, Ärzte, Beratungsstellen, 
Presse) offiziell eröffnet (Abb. 2). 

Unter fachärztlicher Leitung von Dr. 
med. Julia Schellong (spezielle Trauma
therapie [DeGPT]) arbeiten ärztliche 
und psychologische Psychotherapeu-
ten, Pflegekräfte sowie Sozial- und 
Kreativtherapeuten. Für die Behand-
lung von Kindern und jugendlichen 
Patienten in der Traumaambulanz 
besteht eine spezielle Kooperation 
mit der Klinik und Poliklinik für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und -psy-
chotherapie.

Über die Versorgung von Gewaltop-
fern nach OEG hinausgehend, bietet 
die Dresdner Traumaambulanz auch 
Menschen mit Traumafolgestörun-
gen nach anderen stark belastenden 
Erfahrungen qualifizierte Unterstüt-
zung. Dazu gehören beispielweise 
Unfallopfer, kriegstraumatisierte 
Flüchtlinge oder Zeugen von Extrem
ereignissen.
Das multiprofessionelle Team stützt 
sich bei der Behandlung auf die 
aktuelle AWMF S3- Leitlinie (Flatten 
G, Gast U, Hofmann A, Knaevelsrud 
Ch, Lampe A, Liebermann P, Maer-
cker A, Reddemann L, Woller W 
(2011): S3 - Leitlinie Posttraumati-
sche Belastungsstörung. Trauma & 
Gewalt 3: 202-210). Im Internet ein-
zusehen unter: http://www.awmf.
org/uploads/tx_szleitlinien/051-010l_
S3_Posttraumatische_Belastungssto-
erung_2012-03.pdf.

Kompetenzzentrum Traumaambu­
lanzen forciert Ausbau von 
Traumaambulanzen in Sachsen
Um die Einrichtung von Traumaam-
bulanzen in Sachsen voranzutreiben, 
fördert das Sächsische Staatsministe-
rium für Soziales und Verbraucher-
schutz seit Mai 2013 das Projekt 

„Kompetenzzentrum Traumaambu-
lanzen – Projekt zur Forcierung der 
Implementierung von Traumaambu-
lanzen in Sachsen“ am Universitäts-
klinikum Dresden. Es entwickelt zum 
einen die notwendigen Konzepte, 
Qualitätskriterien und Finanzierungs-
modelle für den Auf- und Ausbau 
traumaspezifischer Einrichtungen. 
Zum anderen unterstützt es bei der 
Vermittlung zwischen dem Sächsi-
schen Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz, dem Kom-
munalen Sozialverband Sachsen und 
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Abb. 2: Eröffnung der Traumaambulanz Seelische Gesundheit
Prof. Kerstin Weidner (Klinikdirektorin der Klinik und Poliklinik 
für Psychotherapie und Psychosomatik), Andrea Fischer (Staats-
sekretärin des Staatsministeriums für Soziales und Verbraucher-
schutz), Dr. Julia Schellong (Klinik und Poliklinik für Psychothe-
rapie und Psychosomatik, Leiterin der Traumaambulanz Dresden), 
Wilfried Winzer (Kaufmännischer Vorstand des Universitätskli-
nikums Dresden) und Prof. Veit Rößner (Klinikdirektor der Klinik 
und Poliklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psycho-
therapie) (von links) beim Durchschneiden des Bandes zur 
Eröffnung der Traumaambulanz Seelische Gesundheit.
Foto: Uniklinikum Dresden/Marc Eisele

Abb. 3: Aufbau einer Traumaambulanz für Gewaltopfer nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG)



den interessierten Einrichtungen 
zum eigenständigen Vertragsab-
schluss nach dem OEG (Abb. 3). 

Fazit
Wie auch schon in anderen Bundes-
ländern üblich, soll in Sachsen nach 
und nach ein flächendeckendes Netz 
von Traumaambulanzen entstehen, 
welche zeitnah qualifizierte Unter-
stützung für Gewaltopfer anbieten. 

Dazu wurde eigens ein neuartiger 
Vertrag entworfen, der die Kosten-
übernahme für psychotherapeuti-
sche Erstbehandlungen in Sachsen 
regelt. Dieser durch die Traumaam-
bulanz Dresden geschlossene Mus-
tervertrag kann nun auch anderen 
interessierten Einrichtungen als 
Grundlage zum Aufbau oder zur 
Erweiterung einer Traumaambulanz 
nach OEG dienen. 

Literatur bei den Verfassern.

Anschrift der Verfasserin:

Dr. med. univ. Julia Schellong
Leitende Oberärztin

Klinik und Poliklinik für Psychotherapie und
Psychosomatik

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus
Fetscherstraße 74, 01307 Dresden

Telefon: 0351/458 7094
Julia.Schellong@uniklinikum-dresden.de

www.psychosomatik-ukd.de/traumaambulanz
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Bundesärztekammer 
positioniert sich zur 
Sterbehilfe

Vor dem Hintergrund der gegenwär-
tigen Debatte über eine mögliche 
gesetzliche Regelung der Sterbehilfe 
in Deutschland bekräftigten die Ärz-
tekammern Mitte Dezember in Ber-
lin, dass die Tötung des Patienten, 
auch wenn sie auf dessen Verlangen 
erfolgt, sowie die Beihilfe zum Suizid 
nicht zu den Aufgaben des Arztes 
gehören. Die Berufsordnungen der 
Ärztekammern formulieren dagegen 
einheitlich und bundesweit, dass es 

die Aufgabe von Ärzten ist, das 
Leben zu erhalten, die Gesundheit 
zu schützen und wiederherzustellen, 
Leiden zu lindern und Sterbenden 
Beistand zu leisten (§ 1(2) MBO). 
Die Ärztekammern begrüßten aus-
drücklich die in Politik und Öffent-
lichkeit geführte Diskussion über 
Sterbebegleitung und die damit ver-
bundenen Maßnahmen zur Verbes-
serung der Betreuung schwerstkran-
ker und sterbender Menschen. Denn 
sie schärfe auch den Blick für die 
vielfältigen Möglichkeiten der Pallia-
tivmedizin und befördere den Dis-
kurs darüber, wie wir schwerst-
kranke und sterbende Menschen 

betreuen wollen. Diese Diskussion 
hilft zu verhindern, dass Sterbende 
vor ihrem körperlichen Tod einen 
sozialen Tod sterben müssen. 

Die Ärzteschaft legte 2010 eine Wei-
terentwicklung der Grundsätze zur 
ärztlichen Sterbebegleitung vor. Der 
114. Deutsche Ärztetag in Kiel hat 
die Novelle mit überwältigender 
Mehrheit beschlossen. Danach ist es 
Ärzten verboten, Patienten auf deren 
Verlangen zu töten. Sie dürfen keine 
Hilfe zur Selbsttötung leisten. In Ver-
bindung mit den bundesweit gelten-
den Vorgaben aus § 1(2) der ärztli-
chen Berufsordnung gilt für alle 
Ärzte in Deutschland die Verpflich-
tung, Sterbenden beizustehen. Diese 
Grundaussage wird durch zum Teil 
länderspezifische Formulierungen 
des § 16 MBO nicht infrage gestellt. 
Für alle Ärzte in Deutschland gilt: Sie 
sollen Hilfe beim Sterben leisten, 
aber nicht Hilfe zum Sterben. Dieser 
Ansicht schloss sich auch der Deut-
sche Ethikrat in einer Stellungnahme 
an.

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und ÖffentlichkeitsarbeitVorstand der Bundesärztekammer auf der Pressekonferenz		    © axentis.de

Opferentschädi­
gungsgesetz

Die Entschädigung der Gewaltopfer 
erfolgt nach dem Opferentschädi­
gungsgesetz (OEG). Es besteht ein 
Anspruch auf Heilbehandlung ein-
schließlich einer psychotherapeuti-
schen Akutversorgung in einer Trau-
maambulanz und – abhängig von der 

Schwere der Schädigungsfolgen – 
auf monatliche Rentenleistungen, 
gegebenenfalls auch für Hinterblie-
bene. Formlose schriftliche Anträge 
der Betroffenen nimmt der Kommu­
nale Sozialverband Sachsen, Fach-
bereich Soziales Entschädigungs- 
und Fürsorgerecht, Reichsstraße 3, 
09112 Chemnitz entgegen (Aus-
kunft auch unter Tel. 0371 577560 
oder Soziale.Entschaedigung@ksv-

sachsen.de). Der Antrag soll mög-
lichst zeitnah zur Gewalttat gestellt 
werden.

Kommunaler Sozialverband Sachsen 
Fachbereich Soziales Entschädigungs- und 

Fürsorgerecht 
Fachdienst Grundsatz 

Reichsstraße 3 
09112 Chemnitz




